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Die Selbstverteidigung
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Zwei plus zwei sind fünf, und Israel hat die moralischste Armee der Welt.
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Zwischen dem ethischen Anspruch und der realen
Vorgehensweise Israels klafft ein tiefer Abgrund. Israel



beruft sich auf Selbstverteidigung, auf westliche Werte
und auf Moral — doch die Praxis spricht eine andere
Sprache, die diese Werte mehr als nur infrage stellt.
Der damalige Verteidigungsminister Yoav Gallant
verkündete kurz nach Kriegsbeginn in Gaza, man
kämpfe gegen „human animals“ und werde
„entsprechend handeln“. Andere Regierungsvertreter
sprachen davon, Gaza vollständig zu zerstören, oder es
gebe „keine Unbeteiligten“. Das ist mehr als
Kriegsrhetorik; es ist eine Entmenschlichung, eine
Dämonisierung des Gegners. Der Internationale
Strafgerichtshof zog diese sich selbst überhöhende,
arrogante und menschenverachtende Denk- und
Kommunikationsweise als Indiz für schwerste
Verbrechen heran.

Wie weit dieses Selbstbild inzwischen reicht, zeigt auch die jüngste
diplomatische Eskalation Israels mit Spanien. Nachdem die
spanische Regierung Israels Vorgehen scharf kritisiert hatte,
reagierte Benjamin Netanjahu am 10. April 2026 mit ungewöhnlicher
Schärfe. Spanien habe Israels Soldaten „verleumdet“, erklärte er —
Soldaten der „moralischsten Armee der Welt“. Selten so gelacht!

Wenn Menschen zu „Tieren“ erklärt werden, wird Gewalt leichter
legitimierbar. Wenn von „totaler Zerstörung“ die Rede ist,
verschwimmt die Grenze zwischen militärischem Ziel und
kollektiver Bestrafung. Wenn politische Entscheidungen religiös
oder moralisch überhöht werden, entsteht ein gefährliches
Selbstbild, das das eigene Handeln als gerecht — unabhängig von
seinen Folgen — darstellt.



Israel entzog Spanien die Beteiligung an einem
Koordinierungszentrum für Gaza und reagierte damit direkt auf die
kritische Haltung der spanischen Regierung. Jerusalem warf Madrid
eine einseitige, gegen Israel gerichtete Position vor und stellte die
Zusammenarbeit infrage. Weiter so, Pedro Sánchez und Spanien!
Couragierte Staatsführer wie Sie gibt es viel zu wenig in der EU.

Die Botschaft ist eindeutig: Kritik wird vom israelischen
Regime nicht als legitimer Bestandteil internationaler
Politik gesehen, sondern als Parteinahme gegen Israel
— mit konkreten politischen Konsequenzen.

Was für eine Arroganz! Wer das eigene militärische Handeln als
moralisch überlegen darstellt und jede Kritik daran delegitimiert,
legt eine Haltung zutage, die sich selbst über das Recht und jedes
Maß stellt.

In meinen Augen handelt es sich bei Israels Verhalten längst nicht
mehr um legitime Selbstverteidigung, sondern um eine Form von
Politik, die die Grundlagen von Recht und Menschlichkeit
untergräbt.

Gaza

Der Krieg im Gazastreifen war und ist mehr als eine militärische
Auseinandersetzung. Er ist zu einem moralischen und politischen
Prüfstein geworden — für Israel, für den „Wertewesten“ und für das
internationale Rechtssystem. Was als Reaktion auf die brutalen
Angriffe der Hamas im Oktober 2023 begann — bei denen rund 1.200
Menschen in Israel getötet wurden — hat sich zu einer Eskalation
entwickelt, deren Ausmaß mehr als infrage zu stellen ist.

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. Nach Angaben von
Organisationen der United Nations sind bis Anfang 2026 über



70.000 Menschen im Gazastreifen ums Leben gekommen, darunter
ein sehr hoher Anteil an Zivilisten. UNICEF geht davon aus, dass sich
unter den Opfern mindestens 20.000 Kinder befinden. Gleichzeitig
wurden auf israelischer Seite bei den Hamas-Angriffen etwa 1.200
Menschen getötet; hinzu kommen mehrere hundert gefallene
Soldaten im weiteren Kriegsverlauf. Diese Zahlen stammen aus sehr
vorsichtigen Schätzungen. Die tatsächlichen Zahlen auf
palästinensischer Seite dürften noch wesentlich höher ausfallen.

Diese Zahlen zeigen ein Verhältnis der Todesopfer in einer
Größenordnung von etwa 1 zu 30 oder darüber und spiegeln
zugleich die Verhältnisse vergangener israelischer
Militäroperationen wider. Diese Diskrepanz wirft grundlegende
Fragen nach der Verhältnismäßigkeit israelischer
Militäroperationen auf. Das Völkerrecht misst militärisches Handeln
nicht allein an der Legitimität eines Ziels, sondern auch an der Art
und Weise, wie es verfolgt wird. Die Legitimität des Handelns Israels
scheint nach dem Überfall der Hamas am 7. Oktober gegeben zu
sein, auch wenn es auffällig ist, dass der sicherheitspolitisch wohl
am besten aufgestellte westliche Staat erst eine halbe Stunde später
darauf reagiert hat. Wenn an der Grenze zu Gaza ein Hund entlang
des Grenzzauns auf palästinensischer Seite herumstreunt, wissen
das die Sicherheitskräfte Israels innerhalb weniger Sekunden.

Die humanitäre Lage in Gaza ist nach wie vor
verheerend — nicht, weil der Krieg bereits
abgeschlossen wäre, wie Donald Trump behauptet, der
ja auch schon neunmal den Krieg im Iran gewonnen hat
—, sondern weil er faktisch weitergeht.

Große Teile der Infrastruktur sind zerstört, Krankenhäuser arbeiten
unter extremen Bedingungen oder gar nicht mehr, und ein
erheblicher Teil der Bevölkerung ist auf der Flucht. Die UN spricht
von einer Katastrophe historischen Ausmaßes.



Zwar ist immer wieder von Waffenruhen die Rede, doch die Realität
vor Ort zeichnet ein anderes Bild: Diese Feuerpausen sind brüchig,
von gegenseitigem Misstrauen geprägt und werden regelmäßig
durch neue Angriffe unterlaufen. Selbst in jüngster Zeit kam es
weiterhin zu israelischen Luftschlägen im Gazastreifen — und zwar
trotz bestehender Waffenruhe. Am 5. April 2026 wurden im Norden
Gazas bei israelischem Beschuss mindestens vier Menschen getötet,
wie örtliche Gesundheitsbehörden berichteten. Am 6. April 2026
folgte ein besonders schwerer Angriff: Bei einem Luftschlag nahe
einer Schule im zentralen Gazastreifen, in der sich Vertriebene
aufhielten, wurden mindestens zehn Menschen getötet und
zahlreiche weitere verletzt. Nur zwei Tage später, am 8. April 2026,
kam es erneut zu tödlichen Angriffen. Dabei wurden mindestens
vier Menschen getötet, darunter auch ein Journalist, der von einer
Drohne getroffen wurde. Am 9. April 2026 setzte sich die Gewalt
fort: Bei weiteren Angriffen und Schusswechseln wurden
mindestens vier Palästinenser getötet, unter ihnen ein Schulkind.
Allein das Leben dieses unschuldigen Schulkindes, Herr Netanjahu,
wiegt in meinen Augen mehr als Ihr verwerfliches, blutbeflecktes
Leben.

Die Ereignisse der darauffolgenden Tage zeigen, dass von einem
echten Waffenstillstand keine Rede sein kann. Am 11. April 2026
wurden bei israelischen Angriffen im zentralen und südlichen
Gazastreifen mindestens sieben Palästinenser getötet, darunter
Zivilisten, die sich in dicht besiedelten Gebieten und in der Nähe
von Unterkünften aufhielten. Zwei Tage später, am 13. April 2026,
trafen weitere Luftschläge erneut zivile Bereiche — unter anderem
nahe einer Schule und eines Cafés. Mindestens vier Menschen
wurden getötet, während gleichzeitig über eine Waffenruhe
verhandelt wurde. Am 14. April 2026 eskalierte die Lage weiter: Bei
mehreren Angriffen wurden mindestens elf Menschen getötet,
darunter Kinder. Ein Luftschlag traf ein Fahrzeug, ein anderer ein
Gebiet nahe eines Cafés in einem Flüchtlingslager. Und so geht es
Tag für Tag weiter.



Das sind keine „Einzelfälle“. Nach UN-Angaben wurden allein seit
Anfang April 2026 mindestens 32 Palästinenser getötet. Angriffe,
Beschuss und Tötungen finden faktisch täglich statt. Wann hört die
israelische Regierung endlich auf, diese Tötungen politisch zu
ermöglichen und zu verantworten??

Während politisch von Waffenruhe gesprochen wird,
sterben weiter Menschen. Während diplomatisch
verhandelt wird, fallen weiter Bomben. Während von
„gezielten Schlägen“ die Rede ist, trifft es weiterhin
Zivilisten — Kinder, Journalisten, Helfer. Und Netanjahu
spricht von der „moralischsten Armee der Welt“.

Diese Abfolge innerhalb weniger Tage zeigt deutlich: Von einem
stabilen Waffenstillstand kann keine Rede sein. Es handelt sich um
eine Situation, in der die Gewalt zwar phasenweise reduziert wird,
tatsächlich aber kontinuierlich weitergeht — mit anhaltend
tödlichen Folgen für die Zivilbevölkerung.

Internationale Organisationen wie Amnesty International und
Human Rights Watch werfen Israel richtigerweise vor, mit seinem
militärischen Vorgehen gegen das Völkerrecht zu verstoßen — unter
anderem durch unverhältnismäßige Angriffe oder Maßnahmen, die
als kollektive Bestrafung interpretiert werden.

Israel verweist hingegen darauf, dass die Hamas gezielt aus dicht
besiedelten Gebieten operiert und Zivilisten als Schutzschilde nutzt,
was zu einem Teil vermutlich auch zutrifft. Doch dies entbindet
nicht von der Verpflichtung, zivile Opfer so weit wie möglich zu
vermeiden. Hier liegt der zentrale Kritikpunkt: Es geht nicht nur um
das „Ob“ der Selbstverteidigung, sondern auch um das „Wie“.. Diese
Unverhältnismäßigkeit wird von zahlreichen
Menschenrechtsorganisationen als möglicher Verstoß gegen das
Völkerrecht und als Kriegsverbrechen gewertet.



Gegen den israelischen Premierminister Benjamin Netanjahu und
den damaligen Verteidigungsminister Yoav Gallant wurden beim
Internationalen Strafgerichtshof Haftbefehle wegen mutmaßlicher
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
erlassen. Der Chefankläger des Den Haager Tribunals begründete
diesen Schritt mit dem Verdacht, dass unter anderem der Einsatz
von Hunger als Kriegswaffe sowie Angriffe mit schwerwiegenden
zivilen Folgen Teil der militärischen Strategie gewesen sein könnten.
Damit steht der Vorwurf im Raum, dass das israelische militärische
Handeln gezielt gegen grundlegende Prinzipien des humanitären
Völkerrechts verstoßen haben könnte — und nach meiner
Einschätzung auch verstößt.

Diese seit längerem erlassenen Haftbefehle wiegen
schwer, da mit ihnen eine Schwelle überschritten wurde:
Die militärische Vorgehensweise Israels wird nicht mehr
nur politisch kritisiert, sondern als potenziell strafbares
Handeln auf höchster internationaler Ebene bewertet.

Parallel dazu hat der Internationale Strafgerichtshof auch
Haftbefehle gegen führende Vertreter der Hamas erlassen, darunter
Yahya Sinwar, Mohammed Deif und Ismail Haniyeh. Ihnen werden
unter anderem Mord, Geiselnahme und schwerste
Gewaltverbrechen gegen Zivilisten zur Last gelegt. Richtig so!

Dass eine nichtstaatliche Organisation wie die Hamas wegen
Terrorakten verfolgt wird, überrascht kaum. Dass jedoch
gleichzeitig die Führung eines international anerkannten Staates —
warum das immer noch so ist, wird zunehmend fraglicher — mit
Haftbefehlen konfrontiert ist, der sich selbst als demokratisch und
rechtsstaatlich versteht — an dieser Stelle darf selbstverständlich
gelacht werden —, markiert einen historischen Einschnitt.

Für die internationale Gemeinschaft hat das konkrete
Konsequenzen. Staaten, die dem Internationalen Strafgerichtshof



angehören, sind verpflichtet, Netanjahu und andere Beschuldigte bei
einer Einreise festzunehmen — was politischen Akteuren wie „King
Donald“ Trump, der internationale Institutionen regelmäßig
attackiert und sich gern als Deal-Maker inszeniert, jedoch kaum
interessiert .Dass ein amtierender Regierungschef wie Benjamin
Netanjahu in diese Lage gerät, ist ein außergewöhnlicher Vorgang —
und ein deutliches Signal dafür, wie gravierend die erhobenen
Vorwürfe sind. In einer idealen Welt würde ein solcher Haftbefehl
zu einem vollständigen Strafverfahren mit wahrscheinlicher
Verurteilung führen. Vor dem Hintergrund der massiven
Opferzahlen in Gaza und der offensichtlichen militärischen
Überlegenheit Israels ist dieser Schritt eine verspätete juristische
Reaktion auf eine Eskalation, deren Ausmaß sich längst nicht mehr
allein mit dem Begriff der Selbstverteidigung erklären lässt.

Der israelische Angriff auf den Iran wird von zahlreichen
Beobachtern als völkerrechtswidrig bewertet, und auch der Tod von
Zivilisten im Libanon wird in diesem Zusammenhang als
schwerwiegender Vorwurf diskutiert. Israel überschreitet hier — mit
Unterstützung der USA — Grenzen, die das Völkerrecht
unmissverständlich zieht. Werden diese Überschreitungen nicht
geahndet, ist das Völkerrecht keinen Pfifferling mehr wert.

Iran und Libanon

Geopolitisch spitzt sich die Lage zu. Im Norden Israels
beziehungsweise im Süden des Libanon kommt es zu Gefechten mit
der Hisbollah, während die Spannungen mit dem Iran weiter
eskalieren. Im Libanon sind bereits viele zivile Opfer zu beklagen.
Israel argumentiert, es stehe einer existenziellen Bedrohung
gegenüber.

Ich sehe demgegenüber eine Strategie, die militärische Dominanz



über politische Lösungen — etwa im Gazakonflikt — stellt, stellt und
dadurch mit Unterstützung der USA bestehende Spannungen weiter
verschärft.

Mit „politischer Lösung“ ist unter anderem die Zweistaatenlösung
gemeint — also ein lebensfähiger palästinensischer Staat neben
Israel. Diese von der internationalen Gemeinschaft präferierte
Perspektive hat Netanjahu über Jahre bekämpft. Seine Regierung
ließ Qatar-Gelder nach Gaza fließen, was offiziell der Stabilisierung
dienen sollte, faktisch aber die Hamas stärkte, die Palästinenser
spaltete und eine politische Lösung nach wie vor erschwert.

Die Ereignisse im Libanon bewerte ich — wie auch die
Entwicklungen in Gaza — als schwerwiegende Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht. Im Süden des Libanon wurden Ende März
2026 mehrere Soldaten der United Nations Interim Force in
Lebanon (UNIFIL, Blauhelme) getötet. Nach ersten Untersuchungen
der Vereinten Nationen wurde mindestens ein UN-Soldat durch ein
israelisches Panzergeschoss getötet, während zwei weitere bei
einer Explosion ums Leben kamen, die eher auf einen Sprengsatz
der Hisbollah zurückgeführt wird.

Der Vorfall löste international scharfe Reaktionen aus: Mehrere
Staaten verurteilten die Angriffe und forderten Konsequenzen. Dass
selbst UN-Blauhelme — also international mandatierte und neutrale
Kräfte — in diesem Konflikt zu Opfern werden, zeigt, wie sehr
grundlegende Regeln des humanitären Völkerrechts missachtet
werden.

Internationale Sichtweisen

Die internationale Unterstützung beginnt zu bröckeln. Staaten wie
Spanien gehen meines Erachtens richtigerweise auf Distanz. Die



deutsche Bundesregierung dagegen hält an der sogenannten
Staatsräson fest — der politischen Verpflichtung, Israels Sicherheit
als Teil deutscher Staatsraison zu betrachten. Unter Bundeskanzler
Friedrich Merz wird diese Linie klar vertreten. Ich sehe das anders:
Wer einen Staat unterstützt, der nach Angaben internationaler
Organisationen mitverantwortlich für den Tod von mehr als 20.000
Kindern in Gaza ist, macht sich mitschuldig an solchen Gräueltaten.

Deutschland versteht sich als Verfechter von Menschenrechten und
internationalem Recht, vermeidet jedoch eine entsprechend klare
Kritik an Israel, selbst angesichts der massiven Zerstörung und der
hohen Opferzahlen in Gaza. Während Verstöße gegen das
Völkerrecht in anderen Regionen wie der Ukraine scharf verurteilt
werden, bleibt der Ton gegenüber Israel deutlich vorsichtiger. Darin
sehe ich eine klare Doppelmoral im Umgang mit vergleichbaren
Völkerrechtsfragen!

Die USA stehen weiterhin an der Seite Israels, versuchen jedoch
gleichzeitig, eine weitere Eskalation im Iran zu verhindern, auch
wenn Trump in seiner Kriegsrhetorik fast täglich zwischen extremer
militärischer Härte gegen den Iran und versöhnlichen Gesten
schwankt. Je länger der Krieg dauert und und je höher die
Opferzahlen werden, desto schwieriger wird es für die USA, diese
Position politisch aufrechtzuerhalten.

Donald Trump merkt, dass er sich mit dem Angriffskrieg
gegen den Iran, in den er sich von Benjamin Netanjahu
hineinziehen ließ, ein Eigentor geschossen hat, dessen
Auswirkungen sich in den Zwischenwahlen in den USA —
den Midterms — am 3. November 2026 zeigen werden.

Dieser wichtige Stimmungstest wird für US-Präsident Donald
Trump nach meiner Einschätzung nicht gut ausfallen.

Erfreulich ist in diesem Zusammenhang die Position des Vatikans. In



seiner Osterbotschaft stellte Papst Leo XIV. den Krieg grundsätzlich
infrage — nicht nur die konkreten Ereignisse, sondern auch die
zugrunde liegende Entwicklung, in der Gewalt zunehmend als
legitimes Mittel der Politik dargestellt und eingesetzt wird. Er
sprach von einer dramatischen humanitären Lage, forderte ein
sofortiges Ende der Kampfhandlungen und stellte den Schutz der
Zivilbevölkerung in den Mittelpunkt. Dabei richtete sich seine Kritik
nicht ausschließlich auf den Gazastreifen. Der Papst verurteilte die
Eskalation von Kriegen insgesamt, ausdrücklich auch die
wachsenden Spannungen im Konflikt mit dem Iran. Seine Botschaft
zielte damit auf die gesamte Dynamik der Gewalt im Nahen Osten —
auf eine Politik, die zunehmend auf Konfrontation statt auf
Ausgleich setzt.

Die Stoßrichtung seiner Worte war klar. Während er global
argumentierte, lag der moralische Schwerpunkt seiner Kritik auf der
konkreten Realität in Gaza: auf der massiven Zerstörung, auf dem
Leid der Zivilbevölkerung und auf eine ethisch nicht mehr zu
verantwortende Kriegsführung. Indirekt richtete sich seine Kritik an
die Hauptakteure Israel sowie an dessen wichtigsten Verbündeten,
die USA.

Wenn das Oberhaupt der katholischen Kirche in dieser Deutlichkeit
Position bezieht, ist es ein unüberhörbares Signal an die Bellizisten
dieser Welt, mit ihren menschenvernichtenden Handlungsweisen
aufzuhören. Die Kritik des Papstes und anderer Klardenker hat eine
moralische Dimension erreicht, die sich nicht mehr einfach
relativieren lässt, wie es unverantwortliche Bellizisten gerne tun.

Donald Trump griff den Papst wegen seiner kritischen Worte
öffentlich an und stellte dessen Autorität infrage — sinngemäß mit
der Bemerkung, ohne ihn im Weißen Haus würde dieser nicht an
der Spitze des Vatikans stehen. Eine miese Reaktion, Herr Trump,
typisch für Menschen wie Sie, denen ihre ethische Kleinheit ins
Gesicht geschrieben steht. Es geht Ihnen nicht mehr um eine



inhaltliche Auseinandersetzung, sondern um den Versuch,
moralische Kritik zu diskreditieren. Ich verstehe Ihre Reaktion auch
als den Versuch eines in die Enge getriebenen Menschen, der mit
allen erlaubten und unerlaubten Mitteln versucht, sich aus dieser
misslichen Situation zu befreien.

In diese Auseinandersetzung mischte sich auch der US-
Vizepräsident J. D. Vance ein. Er kritisierte die
Stellungnahmen des Papstes und machte sinngemäß
deutlich, dieser solle sich um moralische Fragen
kümmern — nicht um die Außenpolitik der USA.

Doch darin liegt die Ironie dieser Debatte. Denn worum geht es
hier, wenn nicht um Moral? Wenn ein Krieg geführt wird, wenn
Zehntausende Zivilisten sterben, wenn ganze Landstriche zerstört
werden, dann ist das keine rein geopolitische oder strategische
Frage mehr, sondern eine zutiefst moralische. Indem der Papst
Gewalt, Eskalation und das Leid der Zivilbevölkerung kritisiert, tut
er genau das, was von ihm erwartet wird: Er bewertet politisches
Handeln aus einer moralischen Perspektive. Die eigentliche Frage
ist daher nicht, warum er sich äußert, sondern warum politische,
unmoralisch agierende Entscheidungsträger versuchen, diese
moralische Dimension auszublenden. Wenn Kriege geführt werden,
die ganze Landstriche verwüsten und tausende Zivilisten töten,
dann geht es nicht nur um Interessen, Macht oder Sicherheit. Dann
geht es um die grundlegende ethische Frage: Was ist richtig — und
was ist falsch? Mit den Worten, der Papst solle sich um die
moralischen Aspekte dieser Welt kümmern, hat sich Vance ein
Eigentor geschossen. Schön, dass die italienische
Ministerpräsidentin Giorgia Meloni sich hinter den Papst stellt und
Trump relativ scharf kritisiert. Diese Courage hat unser
Bundeskanzler leider nicht!

Ein grundlegender Widerspruch westlicher Denk- und
Verhaltensweisen wird sichtbar: Während Deutschland unter



Bundeskanzler Friedrich Merz unbeirrt an der Staatsräson festhält
und die USA ihre Unterstützung für Israel aufrechterhalten,
formuliert der Vatikan eine Kritik, die diese politische Linie infrage
stellt — nicht aus geopolitischem Kalkül, sondern aus einem
universellen moralischen Anspruch heraus.

Wenn selbst eine Institution wie der Vatikan, die traditionell zur
Zurückhaltung neigt, den Kurs der Eskalation so deutlich kritisiert,
dann stellt sich unweigerlich die Frage, ob die vielbeschworenen
Werte des Westens noch das sind, was sie vorgeben zu sein, oder ob
sie dort enden, wo politische Interessen beginnen. Wer Israel
weiterhin in seiner bellizistischen, menschenfeindlichen und
arroganten Verhaltensweise unterstützt, hat den Pfad der Ethik, den
Pfad des „guten“ und verantwortungsvollen Handelns verlassen und
den Pfad des verantwortungslosen Kriegers beschritten.

Fazit

Westliche Mainstreammedien äußern lediglich verhaltene Kritik an
der definitiv unverhältnismäßigen Vorgehensweise Israels.
Alternative Plattformen und deren Autoren — wie ich — formulieren
deutlich schärfere Anklagen gegen Israel und den „Wertewesten“.
Sie sprechen offen von systematischer Gewalt und unübersehbaren
geopolitischen Interessen Israels und der USA. Die massive
Dimension der Zerstörung und die Relation der Opferzahlen
beispielsweise auf palästinensischer und israelischer Seite lassen
sich nicht einfach wegdiskutieren. Wer die Entwicklung nüchtern
betrachtet, muss sich die Frage stellen, ob hier noch von
verhältnismäßiger Selbstverteidigung gesprochen werden kann. Die
militärische Antwort Israels — und der USA — hat längst eine
Dynamik und Dimension angenommen, die über die angebliche
Selbstverteidigung Israels weit hinausgeht.



Der Gaza-Krieg ist mehr als nur ein regionaler Konflikt. Er ist ein
Testfall für das internationale Recht und seine Durchsetzung. Wenn
Regeln nur selektiv gelten oder politisch relativiert werden,
verlieren sie ihre Bindungskraft. Wenn sich die Macht des Stärkeren
etabliert, hat der Mensch seit der Steinzeit nichts dazugelernt. Der
Westen „bombt“ nicht etwa den Iran dahin zurück, wie sich geistig
Überforderte manchmal auszudrücken pflegen, sondern sich selbst.

Die Verfahren vor dem Internationalen Strafgerichtshof sind
juristisch relevant, bringen aber nichts bei einer Politik des Rechts
des Stärkeren. Überhebliche und narzisstische Menschen wie
Benjamin Netanjahu und Donald Trump pfeifen auf diese
internationale Institution.

Sicherheit lässt sich nicht allein militärisch erzwingen. Wenn Gewalt
in einem Ausmaß angewendet wird, das neue Gewalt hervorbringt,
entsteht ein Kreislauf, der sich selbst verstärkt. Ein Staat, der seine
Existenz auf dem Leid und Blut anderer aufbaut und vergrößert, ist
in meinen Augen ein Schurkenstaat. Israel zählt für mich zu diesen
Staaten.

Uwe Froschauer hat an der Ludwig-Maximilians-
Universität München Betriebswirtschaft studiert und
abgeschlossen. Sein besonderes Interesse galt der
Wirtschaftspsychologie. Er arbeitete als
Unternehmensberater, gibt Seminare bei
Berufsbildungsträgern, ist Autor mehrerer Bücher und
betreibt den Blog wassersaege.com
(https://wassersaege.com/). Seine Leidenschaft für
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liebt Tiere und Pflanzen.
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